Potsdam, 18.05.2006

Zur Debatte über die Äußerungen von Uwe-Karsten Heye erklärt der Leiter der RAA Brandenburg, Alfred Roos:
Schon der offensichtlich rassistische Übergriff auf Ermyas M. am Ostermontag in Potsdam hat gezeigt, dass mit der Fußballweltmeisterschaft die weltweiten Medien auf Deutschland, insbesondere die Bundeshauptstadt und das umliegende Brandenburg, ein besonderes Augenmerk haben. Rechtsextreme und fremdenfeindliche Übergriffe, wie sie leider nach wie vor in schmerzlicher Häufigkeit in Brandenburg stattfinden, rücken insofern häufiger als Übergriffe anderswo in den Fokus der Medienöffentlichkeit. 
Der Blick in die Presseberichterstattung der letzten Jahre zeigt, dass die Übergriffe in Brandenburg eher wahrgenommen werden, als diejenigen in Mecklenburg, Thüringen oder Sachsen, weil die Nähe zur Bundeshauptstadt die konkrete Berichterstattung erleichtert. Dies hat auch dazu geführt, dass erfreulicher Weise in Brandenburg das Problem frühzeitig auch offen benannt worden ist.

Die Äußerungen des von uns sehr geschätzten Vorsitzenden des Vereins „Gesicht zeigen“, Herrn Heye, können aber auch aus unserer Sicht nicht unkommentiert bleiben. Nicht weil wir das Problem der rassistischen und rechtsextremen Einstellungen und Übergriffe klein reden wollen. Wir haben mit vielen Partnerinnen und Partnern vor Ort häufig genug auf die Problemlagen in Brandenburg öffentlich hingewiesen. Wir haben allzu häufig politische Verantwortungsträger auffordern müssen, ihren Worten auch Taten folgen zu lassen. Wir haben dort Kritik geäußert, wo politische Verantwortungsträger ihrer Verantwortung nicht nach gekommen sind, wo sie, statt Solidarität mit den Angegriffenen und Opfern zu üben, die Täter entschuldigt haben.

Beschwerlich ist unsere Situation als Akteure in der Auseinandersetzung mit Rassismus und Rechtsextremismus, weil wir erstens die Augen vor der nach wie vor erschreckenden Zahl der Übergriffe nicht verschließen können und nicht verschließen wollen, aber andererseits auch nicht dem massenmedial vermittelten Bild das Wort reden können, dass hinter jeder brandenburgischen Ecke eine braune Glatze mit Baseballschläger stehe. Dies sind selbst bedenkliche Stereotypen. Wir brauchen nur die Zeitungen aufzuschlagen, in denen immer wieder die gleichen, zum Teil ein Jahrzehnt alten Bilder aus den Archiven in der ständigen Wiederholungsschleife verwendet werden. Wäre dieses Bild stimmig, so müssten sich alle Akteure - Politiker, Verwaltung und die Bürgergesellschaft - fragen, was sie die ganzen Jahre so getrieben haben.  

Beschwerlich und müßig ist es – sei es nach dem Angriff auf Ermyas M., sei es nach den gestrigen Äußerungen von Herrn Heye – auf die Erfolge in Städten wie Eberswalde oder Fürstenwalde, um nicht immer Potsdam zu nennen, hinweisen zu müssen, weil die Leistungen der Bürgerinnen und Bürger vor Ort in der gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit der Menschenfeindlichkeit der Rassisten und Rechtsextremen noch nicht einmal den Bruchteil der öffentlichen Aufmerksamkeit erhalten. Ihre Aktivitäten haben für die Medien offensichtlich keinen Nachrichtenwert. Es sei hier nur angemerkt, dass der Pressebericht der dpa, wonach am Bahnhof Charlottenhof in Potsdam, dem Tatort an Ostern, das Leben einfach so weiter gegangen sei, sich noch nach einer Woche in diversen bundesdeutschen Tageszeitungen wieder fand. Die bewegten Bilder der Kameras, die täglich an der Haltestelle der Straßenbahn zu Gange waren, zeigten die Anteilnahme der Bevölkerung an dem Schicksal des Verletzten.

Das Bild von Brandenburger Orten als „non go area“ für Menschen anderer Hautfarbe ist eben so falsch, wie ein Bild, das die Gefahren für Leib und Leben von Menschen aufgrund rassistischer und rechtsextremer Drohungen völlig abtut. Die 128 im letzten Jahr von der Opferperspektive dokumentierten rechtsextremen und rassistischen Übergriffe sind genau 128 Fälle zu viel. Es hilft auch nicht darauf zu verweisen, dass die absolute Zahl von rechtsextremistisch motivierten Gewalttaten 2004 laut Verfassungsschutzbericht des Bundes in NRW höher war als in Brandenburg (in Relation zur Einwohnerzahl liegt Brandenburg selbstredend mit Übergriffen pro Einwohner an der beschämenden Spitze der Statistik). Brandenburg wird sich weiterhin erstens mit dem Problem auseinandersetzen und zweitens mit seinem zweifelhaften Ruf leben müssen. 

Für dramatisch halten wir die Folgen der Verunsicherung und Angst von Menschen anderer Hautfarbe, die dazu führen, dass diese ihr Menschenrecht auf Sicherheit und damit ihr Recht auf Bewegungsfreiheit nicht wahrnehmen können. Ihnen die Angst zu nehmen, weil wir als Demokratinnen und Demokraten zeigen, dass wir sie als Mitbürger mit gleichen Rechten wahrnehmen und achten, sie in anderen Fällen als Besucher und Gäste willkommen heißen und ihnen zusagen, dass wir ihnen gegen die unverbesserlichen Menschenfeinde beistehen: Das sollten unsere vordinglichsten Ziele und Botschaften sein. Zu dieser Solidarität gehört auch, Tipps zu geben, bei welchen Anlässen, in welchen Situationen es zu eskalierender rassistischer Gewalt kommen kann und wie man diesen begegnet. Dazu gehören auch gegebenenfalls Warnungen vor Situationen, in denen man es mit alkoholisierten jungen Männern, sei es beim Dorffest, sei es beim Fußballspiel, in Niedersachsen oder in Brandenburg zu tun hat. 

Es ist wichtig, die Auseinandersetzung mit dem Rassismus offen zu führen. Das pauschale Verdikt über Brandenburg und die anderen Neuen Länder hilft aber weder dem potenziellen Opfer im Einzelfall noch verändert es Rahmenbedingungen auf der politischen Ebene.
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